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Im öffentlichen Sektor werden Prozesse immer häufiger durchgängig 
digital unterstützt. Diese Veränderung erfordert eine Neuausrichtung 
des Personals und spezifische Kompetenzen in allen Arbeitsfeldern. 
Entsprechend werden Forderungen zur Anpassung insbesondere der 
Curricula für den allgemeinen nichttechnischen Verwaltungsdienst auf-
gestellt. Die derzeitig an den Hochschulen und Universitäten vorzufin-
denden Strukturen erschweren allerdings, dafür geeigneten Nachwuchs 
zu finden. Daher werden auch weitere Änderungsbedarfe benannt. 
Forderungen und Schlussfolgerungen basieren auf zum Thema vorlie-
genden wissenschaftlichen Studien und Positionspapieren, auf deren 
Inhalte im Rahmen des Beitrags ebenfalls eingegangen wird.
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Schneider ist, zu diesem Thema mit ein. 
Die Fachgruppe ist der Auffassung, dass 
keineswegs nur Entscheider bzw. Füh-
rungskräfte der öffentlichen Verwaltung 
entsprechende Kompetenzen2 besitzen 
müssen, sondern aufgrund der breiten 
Bedeutung des Themas auch die Ausfüh-
rungsebenen.

Dabei werden – um unter den Verände-
rungen die Steuerungsfähigkeit des Staates 
nicht zu verlieren – je nach Aufgabe mehr 
oder weniger Kenntnisse aus dem sich so 
rasch entwickelnden Themenbereich er-
forderlich. Dies wiederum führt dazu, 
dass nicht nur in spezifischen Studiengän-
gen (wie z.B. dem Studiengang Verwal-
tungsinformatik an der HWR Berlin), spe-
zifischen Weiterbildungsmaßen (wie z.B. 
dem Weiterbildungsstudiengang IT-Gover-
nance der Hochschule für öffentliche Ver-
waltung und Rechtspflege des Freistaates 
Sachsen) oder spezifischen Fortbildungs-
angeboten für erforderlich angesehene 

236

Prof. Dr. Dagmar 
Lück-Schneider
Dipl.-Infor matike rin, 
Leitung des  Bache-
lorstudiengangs Ver-
wal tungsinformatik der 
HWR Berlin; 2014-2017 
Sprecherin der Fachgruppe 
Ver wal tungsinformatik 
der Gesellschaft für 
Informatik

erfordern eine tiefe Durchdringung der 
Gegebenheiten, weiterhin zumindest für 
das Fachpublikum transparente Lösun-
gen, die eine Voraussetzung dafür darstel-
len, auf aktuelle Bedrohungen mit Gegen-
maßnahmen reagieren zu können.

In diesem Beitrag bleiben die Betrach-
tungen auf die öffentliche Verwaltung 
begrenzt. Sie beziehen die Sicht der Fach-
gruppe Verwaltungsinformatik, einer Un-
tergruppe der Gesellschaft für Informa-
tik (GI)1, in der sich Personen aus Praxis, 
Lehre und Wirtschaft, mit besonderem 
Interesse an der Informatik in der Öf-
fentlichen Verwaltung befinden und de-
ren gewählte Sprecherin Dagmar Lück-

Ausgangslage

Die Digitalisierung verändert alle gesell-
schaftlichen Bereiche in atemberauben-
dem Tempo. Die sich hieraus ergebenen 
Möglichkeiten sind nicht immer sofort 
offensichtlich. Ebenso wenig sind es die 
Möglichkeiten, die sich hieraus für den 
Staat ergeben, sei es zur Unterstützung 
demokratischer Prozesse, sei es zur Un-
terstützung seiner Verwaltungsarbeit oder 
aber auch seiner operativen Aufgaben, wie 
der Gewährleistung der Sicherheit, auch 
der Sicherheit aller relevanter Infrastruk-
turen, zu denen heute auch die IT-Infra-
strukturen gehören. Gerade auch mögli-
che Gefahren und Bedrohungsszenarien 

1  Die GI ist ein Zusammenschluss von „Menschen, 
die Informatik oder Informationstechnik (kurz: 
IT) zu ihrer Profession gemacht haben oder ma-
chen wollen - ganz unabhängig von dem ge-
wählten Ausbildungsweg und dem aktuellen 
Tätigkeitsgebiet“ (Steckbrief der GI, Zugriff am 
17.06. 2017 unter: https://www.gi.de/wir-ueber-
uns/unsere-grundsaetze/steckbrief-der-gi.html).

2  Zum Kompetenzbegriff schließt sich dieser Bei-
trag der Festlegung der Studien IfG.CC 2014 und 
Becker et al. 2016 an. Diese basiert auf Weinert 
(2001, S. 27f) und definiert Kompetenz als „die bei 
Individuen verfügbaren oder durch sie erlernba-
ren kognitiven Fähigkeiten und Fer tig keiten, um 
bestimmte Probleme zu lösen, sowie die damit 
verbundenen motivationalen, volitionalen und 
sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die 
Problemlösungen in variablen Situationen erfolg-
reich und verantwortungsvoll nutzen zu können“ 
(nach Becker et al. (2016), S. 4).
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Inhalte aufgegriffen werden müssen, son-
dern auch innerhalb der grundständigen 
allgemeinen Ausbildung unserer Hoch-
schulen neue Inhalte und Methoden benö-
tigt werden.

Entsprechende Forderungen wurden 
bereits formuliert und Ende 2015 an den 
IT-Planungsrat weitergegeben. In der Fol-
ge gab es diverse Möglichkeiten, sich mit 
diesen Auffassungen an verschiedenen 
Stellen einzubringen3. Dabei stellen die 
Auffassungen der Fachgruppe nur einen 
Baustein im gesamten Diskussionsprozess 
dar und basieren wesentlich auf der ersten 
von zwei im Auftrag des IT-Planungsrates 

entstandenen wissenschaftlichen Studien 
zu diesem Thema.

Die erste, 2014 gestartete und 2015 
abgeschlossene Studie „Aktuelle Ausprä-
gung sowie Gestaltungsmöglichkeiten 
der E-Government-Aus- und Fortbildung 
von Fach- und Führungskräften der Ver-
waltung“4 gibt ein umfassendes Bild der 
derzeitigen Aus- und Weiterbildungssi-
tuation an Hochschulen wieder sowie 
ein partielles Bild von der eher weniger 
transparenten Fortbildungslandschaft in 
diesem Themenfeld. In der Studie wurden 
einschlägige Studiengänge auf IT- bzw. E-
Government-Inhalte sowie auf Themen-
felder wie Prozessmanagement und Pro-
jektmanagement hin analysiert. Zudem 
wurden erste Rollenkategorien (Gestalter, 
Koordinator, Nutzer) entwickelt, die im 
Kontext von E-Government als notwen-
dig angesehen werden. Tino Schuppan 
war maßgeblich für diese Studie verant-
wortlich und wird weiter unten auf die 
hier gesetzten Grundlagen und die wich-

tigsten Ergebnisse der Studie näher einge-
hen.

Die darauf aufsetzende, 2016 abge-
schlossene zweite Studie5, im Folgenden 
kurz als „eKompetenz-Studie“ bezeichnet, 
hat diese Rollen unter Einbeziehung von 
Beschäftigten und von IT-Dienstleistern 
der öffentlichen Verwaltung ausdifferen-
ziert und stellt den mit den Rollen be-
schriebenen Kompetenzanforderungen 
mögliche Lern- und Lehrformen gegen-
über.

Im vorliegenden Beitrag fließen die 
verschiedenen Ergebnisse zusammen. Ins-

gesamt wird herausgearbeitet, dass eine 
„Anpassung der Ausbildung für den all-
gemeinen öffentlichen Verwaltungsdienst 
im Kontext der Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltung sowie für das dazu 
erforderliche Changemanagement“6 un-
ausweichlich erscheint. „Zugleich werden 
aber auch strukturelle Veränderungsnot-
wendigkeiten herausgestellt“.7 Außerdem 
wird im Zusammenhang mit der eKompe-
tenz-Studie herausgearbeitet, dass in den 
nächsten Jahren Studiengänge mit Inhal-
ten wie dem der Verwaltungsinformatik 
der HWR Berlin eine Bedeutungssteige-
rung verdienen und dass dieser Prozess 
gegenwärtig bereits begonnen hat.

Neuausrichtung des Personals

Schon allein aus standortpolitischen 
Gründen in Zeiten der Globalisierung, 
aber auch aus Gründen des demografi-
schen Wandels und der Haushaltskonsoli-
dierung ist es sinnvoll, die Potenziale der 
Digitalisierung für die öffentliche Verwal-
tung nutzbar zu machen. Das aber wird 

einen Kulturwandel in der öffentlichen 
Verwaltung erfordern. Die Mehrzahl der 
dort derzeit Beschäftigten ist vermutlich 
weniger aufgrund ihres hohen Durch-
schnittsalters wenig IT-affin als vielmehr 
aufgrund anderer Faktoren. So dominie-
ren hier IT-ferne Kompetenzschwerpunk-
te; zudem arbeiten die jeweiligen Akteure 
in den Verwaltungen in ihren Routine-
prozessen hochgradig professionell. Jede 
Umstellung bricht das auf und sorgt in 
der Regel – außer bei Umwandlungen in 
eine Vollautomatisierung – für zunächst 
deutlich weniger optimal laufende neue 
Vorgehensweisen. Auf jeden Fall aber – 
und erst recht bei Vollautomatisierungen 
– sorgt die Modernisierung von Prozessen 
unter Berücksichtigung von IT für Ängste. 
Eine typische Befürchtung ist, dass Über-
gangsphasen mit Mehraufwänden und 
Unsicherheiten, Stress und schlechtem 
Arbeitsklima entstehen, zumal Prozessan-
passungen durch bessere digitale Unter-
stützungen zumeist auch mit organisato-
rischen Veränderungen verbunden sind. 
Dazu kommen je nach Maßnahme Sorgen 
bzgl. des Arbeitsortes, der künftigen Ar-
beitsinhalte und gar bzgl. eines Wegfalls 
der eigenen Beschäftigung. Insofern kann 
man es gar nicht verübeln, dass Fragen 
der Modernisierung mit IT gerne Fach-
spezialisten überlassen werden, durchaus 
auch Externen. Die größten Gefahren, die 
hiermit verbunden sind, bestehen erstens 
darin, dass IT-Modernisierungen mög-
lichst vermieden werden, zweitens, dass 
man, wenn der Wandel schon nicht zu 
vermeiden ist, die Steuerung hierüber aus 
den Händen gibt und drittens darin, dass 
aufgrund mangelnden Fachwissens keine 
wirkliche Steuerung und Kostenkontrolle 
der Projekte möglich ist. Immerhin zeigen 
Evaluationen, dass die Bedeutung von be-
gleitendem Change Management bei Mo-
dernisierungsprojekten wahrgenommen 
wird.8

»Ohne einen Kulturwandel in der 
öffentlichen Verwaltung besteht die 
Gefahr, dass IT-Modernisierungen 
möglichst vermieden werden.«

3  Durch Vorträge beim 4. Kongress des IT-
Planungsrates am 2./3. Mai 2016, am 1.9. beim von 
Bearing Point ausgerichteten Ministerialkongress 
sowie beim von der Hans Böckler Stiftung und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund ausgerich-
teten Schöneberger Forum am 16.11.2016, alle 
Veranstaltungen in Berlin.

4   IfG.CC 2014.

5   Becker et al. 2016.

6 Lück-Schneider/Kaiser/Rätz 2015, S. 1.

7   Ebenda.

8   Vgl. PwC/IMTB 2014, S. 34f.
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Benötigt werden Beschäftigte, die der 
Digitalisierung nicht nur positiv gegen-
überstehen und IT-Verfahren in selbstver-
ständlicher Weise nutzen, sondern die zu-
dem auch ein Gestaltungsinteresse (unter 
Berücksichtigung der vorab geschilderten 
Problemlagen bei Umstellungen) mitbrin-
gen, d.h. die offen für neue Entwicklun-
gen der Digitalisierung sind und diese in 
die Arbeit der öffentlichen Verwaltung mit 
einbringen wollen sowie die rechtlichen, 
organisatorischen wie wirtschaftlichen 
Möglichkeiten mit bewerten können.

Solche Beschäftigten wird man nicht 
bekommen, ohne neue Bilder von der öf-
fentlichen Verwaltung zu vermitteln. Ge-
fordert sind Imagekampagnen, die genau 
in dieser Weise wirken und zu Studieren-
den mit entsprechenden Vorstellungen 
sowie zu Neueinstellungen entsprechen-
der Personengruppen führen. Hilfreich 
wäre es, in Forschungsprojekten ausloten 
zu können, welche Auswahlkriterien hier 
zielführend sein könnten. Zugleich gilt es 
aber auch, alte Bilder einer Verwaltung, 
die zu ihrem Personal steht, zu bewahren. 
Dieses Bild hat jedoch in den letzten bei-
den Jahrzehnten zunehmend durch immer 
mehr befristete Stellen Risse bekommen.

Warum sind wir der Auffassung, dass 
eine wie eben geforderte Auswahl und 
Ausbildung von Studierenden für die öf-
fentliche Verwaltung nicht bereits wie 
gewünscht erfolgt? Hierauf gibt die erste 
vom IT-Planungsrat in Auftrag gegebene 
Studie Antwort.

Aktuelle Ausprägung sowie 
Gestaltungsmöglichkeiten 
der E-Government-Aus- und 
Fortbildung von Fach- und 
Führungskräften der Verwaltung

IT und E-Government haben die Ver-
waltung tief durchdrungen, was von den 
Beschäftigten neues Wissen, neue Fertig-
keiten (Skills) und neue Kompetenzen 
erfordert. Die Maßnahme „E-Govern-
ment-Kompetenz“ des IT-Planungsrates 
leistete einen Beitrag zur Förderung der 
E-Government-Kompetenz in der öf-
fentlichen Verwaltung, um eine bessere 
Nutzung der Potenziale der IT innerhalb 
der Behörden und für die Kommunikati-
on mit Bürgern und Unternehmen zu er-
möglichen. Die Grundannahme war, dass 

Planung, Gestaltung und Begleitung des 
Einsatzes der IT in der Verwaltung (E-
Government) ein bedeutendes Handlungs-
feld für Fach- und Führungskräfte in der 
Verwaltung ist. Die Aktivitäten reagierten 
auf den Umstand, dass Aus- und Fortbil-
dungsangebote für Fach- und Führungs-
kräfte in der Verwaltung nicht in ange-
messenem Verhältnis zur Bedeutung des 
E-Government stehen. In der ersten Phase 
der Maßnahme, die im September 2014 
endete, wurden mittels der wissenschaft-
lichen Studie „Aktuelle Ausprägung sowie 
Gestaltungsmöglichkeiten der E Govern-
ment-Aus- und -Fortbil dung von Fach- 
und Führungskräften der Verwaltung“ be-
stehende Aus- und Fortbildungsangebote 
untersucht. Die Autoren der Studie kon-

statierten, dass spezifisches Wissen für E-
Government insgesamt nur unzureichend 
vermittelt wird. Rollenspezifische Kom-
petenzprofile im E-Government wurden 
entwickelt und Empfehlungen für die Ge-
staltung entsprechender Bildungsangebote 
unterbreitet.

Konkret wurde untersucht, inwie-
weit das für E-Government notwendige 
Wissen sowie die erforderlichen Skills 
im Rahmen bestehender Aus- und Wei-
terbildungsangebote vermittelt werden. 
Analysiert wurden hierfür Ausbildungs-
angebote an deutschen und ausgewähl-
ten internationalen Hochschulen sowie 
Fort- und Weiterbildungsangebote im öf-
fentlichen Sektor. Dabei zeigte sich, dass 
spezifisches Wissen für E-Government 
insgesamt nur unzureichend vermittelt 
wird – sowohl in der Hochschulbildung 
als auch in der Fort- und Weiterbildung. 
Vor diesem Hintergrund wurde in der 
Studie empfohlen, welche Lehrinhalte 

in Bezug auf E-Government künftig ver-
mittelt werden sollten und welche orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen den 
Kompetenzerwerb fördern. Mit Blick 
auf den Stellenwert von E-Government 
in verwaltungsbezogenen Studienange-
boten an deutschen Hochschulen zeigte 
sich, dass über die Hälfte keinerlei Bezug 
zu E-Government oder relevanten IT-
Inhalten aufweist. Dabei waren markan-
te Unterschiede zwischen Universitäten 
und Fachhochschulen erkennbar. An den 
Fachhochschulen weisen 64 Prozent der 
Programme E-Government-Lehrinhalte 
auf; bei den Universitäten trifft dies le-
diglich für 24 Prozent der Programme zu. 
Bei etwa neun Prozent der Programme 
stehen E-Government und IT in der öf-

fentlichen Verwaltung im Mittelpunkt des 
Studiums. Ebenso viele Programme bieten 
mehrere Veranstaltungen mit Bezug zu 
E-Government an. 24 Prozent bieten im-
merhin eine Veranstaltung an. Deutliche 
Unterschiede zeigten sich darüber hinaus 
in der inhaltlichen Ausrichtung zwischen 
den Programmen, die E-Government in 
den Mittelpunkt des Studiums stellen 
und solchen, die das Thema im Rahmen 
einzelner Veranstaltungen behandeln. Bei 
letzteren wird E-Government häufig ad-
ditiv ergänzt, ist kaum mit strategischen 
Reformfragen verknüpft und ohne einen 
tiefergehenden Bezug zu IT-Potenzialen 
und -Funktionen. Die wenigen Studien-
angebote hingegen, die E-Government 
zum zentralen Thema haben, rücken IT-
Lösungen in den Mittelpunkt und sind 
im Kern Informatikstudiengänge. Deut-
lich wird, dass in separaten Kursen auf 
die besonderen Rahmenbedingungen im 
öffentlichen Sektor eingegangen wird, es 
aber nicht erkennbar ist, ob oder inwie-
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»Benötigt werden Beschäftigte, die 
der Digitalisierung nicht nur positiv 
gegenüberstehen und IT-Verfahren in 
selbstverständlicher Weise nutzen, sondern 
die zudem auch ein Gestaltungsinteresse 
mitbringen.«
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weit IT-Lösungsansätze und Verwaltungs-
grundlagen aufeinander bezogen werden. 
Programme der (Wirtschafts-)Informatik 
weisen nur äußerst selten einen Bezug zur 
öffentlichen Verwaltung auf. Eine syste-
matische Integration von Verwaltungsthe-
men existiert nicht. In juristischen Studi-
engängen wurden zwar Veranstaltungen 
mit IT-Bezug in die Curricula integriert, 
jedoch werden diese nicht gestaltungsori-
entiert unterrichtet; Fragen der Gestaltung 
von IT und Organisation sowie Recht 
werden nicht miteinander verknüpft. IT 
wird demnach nicht im Kontext von Ver-
waltungsmodernisierung oder staatlicher 
Transformation behandelt. 

Besonders eklatant ist die Angebotslü-
cke an Fort- und Weiterbildungsakademi-
en. Von den 17 untersuchten Akademien 
bieten zwölf keine einschlägigen Kurse an, 
sondern beschränken sich auf Anwender-
schulungen für IT-Fachverfahren und an-
dere Programme. Einzig die BAöV sticht 
hier mit einem ausgeprägten E-Govern-
ment-Bezug in ihrem Veranstaltungspro-
gramm heraus. 

In der Studie wurden wichtige Lehrthe-
men im E-Government identifiziert und 
anschließend ausgewählten Rollen im E-
Government zugeordnet. Grob unterschie-
den wurden hierbei Rollen, (1) die mithil-
fe von IT die Verwaltungsorganisation ge-
stalten, (2) die den Einsatz von IT planen, 
steuern und koordinieren (IT-Koordinati-
on) und (3) die in Bereichen mit primärer 
Fachzuständigkeit IT verwenden. Unter-
schieden wurde jeweils zwischen der stra-
tegischen und der operativen Ebene. 

Bezogen auf die E-Government-Aus-
bildung an Hochschulen bietet sich ein 
durchaus unterschiedliches Bild für die 
beschriebenen Rollen. So scheinen die Bil-
dungsangebote mit einem E-Government-
Schwerpunkt durchaus geeignet, Absol-
ventinnen und Absolventen für Aufgaben 
der IT-Koordination zu qualifizieren. Bei 
einer ausschließlich parallelen Vermittlung 
von Informatik- und Verwaltungsinhalten 
wären hier allerdings zunächst noch in-
terdisziplinäre Sichtweisen zu entwickeln. 
Anders stellt sich die Situation mit Blick 
auf Bildungsangebote für Rollen dar, die 
Organisation mit IT gestalten sollen. Hier 
existieren keine spezialisierten Bildungs-
angebote an Hochschulen, in denen rele-

vante Themen wie IT, Politik, Recht, Or-
ganisation und Management miteinander 
verknüpft sind. Für Rollen mit primärer 
Fachzuständigkeit scheint es grundsätzlich 
fraglich, ob E-Government-Lehrinhalte 
Gegenstand der Hochschulbildung sein 
sollten. Eher sollten sie Gegenstand der 
Fort- und Weiterbildung sein. Insgesamt 
lässt sich folgende thesenartige Zusam-
menfassung formulieren: 
  Für Rollenprofile im Bereich der IT-

Koordination gibt es durchaus geeig-
nete Studienprogramme; hier sollten 
Rekrutierungsmuster der Verwaltung 
durchbrochen und das Laufbahnrecht 
flexibler angewandt werden, um für 
Absolventinnen und Absolventen der 

Verwaltungsinformatik bzw. infor-
mationstechnologisch ausgerichteter 
E-Government-Studiengänge Karriere-
chancen zu eröffnen; hilfreich könnte 
es beispielsweise sein, E-Government-
Elemente in der Ausbildung als Voraus-
setzung für die Einstellung zu etablie-
ren.

  Für Rollen, die Organisationen mit IT 
gestalten sollen, existieren keine spezi-
alisierten Bildungsangebote an Hoch-
schulen; hierfür müssen strukturierte 
Programme und Curricula entwickelt 
werden, in denen relevante Themen 
wie IT, Politik, Recht, Organisation 
und Management miteinander ver-
knüpft sind; verteilte Kompetenzen in 
der Lehre sollten in einem netzwerk-
artig aufgebauten Masterprogramm 
„Verwaltungsmodernisierung mit IT“ 
gebündelt werden, das unter dem Dach 
einer Trägerhochschule unter weitrei-
chender Nutzung der Möglichkeiten 
von E-Learning ausgeführt wird. 
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  Für Rollen mit primärer Fachzustän-
digkeit sollte sich der E-Government-
bezogene Wissens- und Kompetenzer-
werb auf den Bereich der Fort- und 
Weiterbildung fokussieren; ausgenom-
men sind Studienprogramme, die sich 
auf den öffentlichen Sektor beziehen 
(z.B. Öffentliches Recht); hierfür könn-
ten E-Government-Module entwickelt 
und hochschulübergreifend in Form 
von E-Learning angeboten werden.

  Weiterbildungsangebote dürfen sich 
nicht nur darauf beschränken, abs-
trakt Potenziale, Modelle oder Me-
thoden zu vermitteln, sondern sollten 
diese auf die spezifischen Rahmenbe-
dingungen in einem Aufgabengebiet 

(z.B. übertragen auf den Bereich Le-
bensmittelüberwachung) oder einem 
konkreten Vorhaben beziehen; mithilfe 
von E-Learning sollte das Nebenein-
ander von beruflicher Tätigkeit einer-
seits und Weiterbildung andererseits 
aufgebrochen werden; hierfür könnten 
Lernende aus unterschiedlichen Or-
ganisationen in ähnlichen Situationen 
technikunterstützt vernetzt werden, 
um problemorientiert und projektnah 
Arbeits- mit Lernprozessen zu verbin-
den; wissenschaftliche Begleitforschung 
kann in Praxisprojekten als „Transfor-
mationscoaching“ hinzugezogen wer-
den.

Aufbauend auf dieser initialen Studie 
wurden deren Ergebnisse in einer zweiten 
Phase erweitert, insbesondere durch die 
Ausarbeitung der Rollen im E-Govern-
ment und die Konkretisierung der Bedarfe 
und Nachfragepotenziale nach Aus- und 
Fortbildungsangeboten sowie die Erarbei-
tung von Empfehlungen zur Verankerung 
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»Für Rollen, die Organisation mit IT 
gestalten sollen, existieren keine 
spezialisierten Bildungsangebote an 
Hochschulen, in denen relevante Themen 
wie IT, Politik, Recht, Organisation und 
Management miteinander verknüpft sind.«
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von E-Government-Kompetenzen in Kon-
zepten bzw. Vorschriften für IT-Personal-
gewinnung, -bindung und -entwicklung. 
Die in diesem Beitrag als „eKompetenz-
Studie“ bezeichnete wissenschaftliche 
Studie „E-Kompetenz“ wurde u.a. vom 
Nationalen E-Government-Kompetenz-
zentrum (NEGZ) im Auftrag des IT-Pla-
nungsrats erstellt. Für die Studie wurden 
unter Einbeziehung diverser Interessens-
vertretungen aus der Praxis 20 Rollen 
abgegrenzt, jeweils notwendige E-Kompe-
tenzen zugeordnet und ein Leitfaden zur 
Erschließung geeigneter Vermittlungsme-
thoden entwickelt.

Diese Rollen zeigt die in der eKompe-
tenz-Studie entwickelte Abbildung 1, zu 
der im Rahmen dieses Beitrags die gege-
benen vier Cluster der obersten Reihe um 
weitere Beschreibungen ergänzt wurden.

Die im linken Gestalter-Segment an-
gesiedelten Tätigkeiten weisen im oberen 
Teilbaum9 stärkere Verwaltungsschwer-
punkte auf, im unteren Teilbaum stärkere 
IT-Bezüge. In beiden Fällen besitzen sie 
einen planerischen Schwerpunkt – dies 
drückt sich auch in der Kategoriebezeich-
nung „Gestalter“ aus –, so dass hier den 
jeweiligen Methodenkompetenzen beson-
dere Bedeutung zukommt. Einige Rollen 
sind zudem mit Führungs-(Personal-)ver-
antwortung versehen (P). 

Die Rollen im Bereich der IT-Koordi-
nation haben jeweils vermittelnde Funk-
tion und damit einen interdisziplinären 
Schwerpunkt. IT-näher sind demgegen-
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vornehmlich als Anwenderinnen und An-
wender von IT-Verfahren eingesetzt wer-
den.

Es kann davon ausgegangen werden, 
dass Verbesserungsideen vor allem da ent-
stehen, wo sie direkt Wirkung zeigen kön-
nen und wo Beschäftigte unmittelbar von 
weniger gelungenen Lösungen betroffen 
sind. Die Potenziale, die entstehen, wenn 
jeder und jede Beschäftigte in der Lage 
ist, IT-Verbesserungspotenziale an seinem 
bzw. ihrem Arbeitsplatz zu erkennen, sind 
nicht zu unterschätzen selbst wenn nur 
ein Teil davon unter einem übergeordne-
ten Blickwinkel sinnvoll sein mag. Aus 
diesem Grund fordert die Fachgruppe 
eben auch für die in der eKompetenz-Stu-
die benannte Rolle des Anwenders bereits 
ein Mindestmaß an neuen Ausbildungsin-
halten. Diese sollten einerseits dazu befä-
higen, die Verfahren kritisch betrachten zu 
können und andererseits ermöglichen, sie 
auf IT-Unterstützungsmöglichkeiten auch 
aus einer strukturierten IT-Sicht heraus zu 
betrachten.

Zudem sollte die inhaltliche Ausrich-
tung der Studiengänge den Kulturwandel 
spiegeln und nicht zuletzt stellen die künf-
tigen Anwenderinnen und Anwender den 
Pool späterer Führungskräfte dar. Für die-
se aber wäre zu wünschen, dass sie Mo-
dernisierungsprojekte gerne anstoßen und 
auch auf der fachlichen Seite bereit sind 
zu leiten. „Interdisziplinäre Denk- und 
Arbeitsweisen müssen daher für die Aus-
bildung gefordert und intensiv gefördert 
werden“.11

Curriculums-Diskussionen sind immer 
von Macht- und/oder Verteilungskämpfen 
begleitet. Dennoch erscheint es unstrittig, 
dass selbst ohne IT-Fokus in der heutigen 
Zeit die Beschäftigten der öffentlichen 
Verwaltung eine grundlegende Metho-
denkompetenz in Projekt- und Prozessma-
nagement besitzen müssten. Das umfasst 
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9 Der Begriff entstammt der Informatik. Die Grafik 
besteht aus vier Baumstrukturen, deren Wurzeln 
die oberen vier Kategorien bilden. Die abge-
henden Äste führen zu Knoten und Endknoten. 
Von Teilbäumen spricht man, wenn man nur die 
Knoten und Äste betrachtet, die von einem fest-
gelegten Startknoten (sinnvollerweise nicht die 
Wurzel) ausgehen. 

über die Rollen im Bereich der IT-Fach-
aufgaben/IT-Dienstleistungen und einen 
Verwaltungsschwerpunkt besitzen die 
Rollen in der Kategorie Fachaufgabenträ-
ger.

Berücksichtigt man die vollständige 
Durchdringung der öffentlichen Verwal-
tung mit digitalen Lösungen, so wird of-
fensichtlich, dass jede öffentliche Verwal-
tung zwingend über Personen verfügen 
muss, die für diese Rollen die erforderli-
chen Kompetenzen mitbringen. Berlin hat 
dies sogar in einem E-Government-Gesetz 
verankert.10

Neuausrichtung der Ausbildung 
für den öffentlichen 
Verwaltungsdienst

Nach Auffassung der Fachgruppe Verwal-
tungsinformatik wird aufgrund der hohen 
Bedeutung digitaler Lösungen für die öf-
fentliche Verwaltung bereits für grund-
ständige Studiengänge für den nicht-tech-
nischen Allgemeinen Verwaltungsdienst 
eine Anpassung der betreffenden Curricu-
la erforderlich, selbst wenn die Absolven-
tinnen und Absolventen später zunächst 

Abb. 1: Kategorisierung erforderlicher E-Government-Rollen (vgl. Becker et al. 2016: S. 9)

10 Vgl. Gesetz zur Förderung des E-Government 
(E-Government-Gesetz Berlin – EGovG Bln) v. 
30. Mai 2016, §2 (Ziel und Zweck), Absatz 4: „(4) 
Fähigkeiten und Kompetenzen der Dienstkräfte, 
die der Zielerreichung förderlich sind, sind durch 
besondere Qualifikationsmaßnahmen zentral 
und dezentral zu fördern (…).“

11 Lück-Schneider/Kaiser/Rätz 2015a, S. 2.
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auch Aspekte des Risiko- und des oben 
bereits angesprochenen Change Manage-
ments, die dem Projektmanagement zu-
geordnet werden können. Denn die öf-
fentliche „Verwaltung hat immer wieder 
einmalige, sehr komplexe Aufgaben zu 
schultern und das Strukturieren von kom-
plexen Aufgaben hilft nicht nur bei Über-
legungen zu IT-Lösungen“.12

Dabei sollte das Strukturieren von Ab-
läufen und Informationen für Prozesse 
in Studiengängen ohne Programmieran-
teile – Studierenden mit Programmier-
kenntnissen ist solches Denken weniger 
fremd – besonders betont werden, eben-
so die Modellbildung für bestehende und 

neu gewünschte Lösungen. Dies steht in 
Übereinstimmung damit, dass ein Studi-
um auf Hochschulniveau insgesamt be-
deutet, nicht nur Kenntnisse zu erwerben, 
sondern auch die zugrunde liegenden 
Strukturen zu verstehen. Nur so kann das 
Erlernte in andere Kontexte transferiert 
werden. In Zeiten schnellen Wandels gilt 
dies in besonderem Maße. Kenntnisse 
sind ohne Anpassung schon bald gar nicht 
mehr gültig.

Darüber hinaus sieht die Fachgruppe 
fernerhin Bedarf daran, „Grundlagen zu 
Informationen, zur Informationsverarbei-
tung, zur Strukturierung und Speicherung 
von Informationen, Internet-Technologi-
en, Software-Landschaften, Software- und 
IT-Architekturen (Generalisten-Sicht)“ zu 
vermitteln.

Diese technologischen Grundlagen sind 
erforderlich, um Möglichkeiten, Chancen 
und Risiken einer gewünschten Automati-
sierung von bislang noch nicht IT-gestütz-

ten Dienstleistungen oder Teilschritten 
von Dienstleistungen bewerten zu können. 
Sie sind aber auch wichtig, „um einem 
Vermeidungsverhalten“ (mit IT befassen 
sich andere …) entgegenzuwirken.

Auch Lehrende der Betriebswirtschaft 
dürften in ihren Studiengängen um IT-
Managementfra gen nicht mehr herum 
kommen. So sollte es möglich sein, in 
diesen Fächern auch „Kosten-, Wirkungs- 
und Effizienzbetrachtungen verschiede-
ner IT-Lösungsansätze, Erkennen reiner 
Wirtschaftsinteressen, Verständnis für das 
Zusammenspiel von Lösungen innerhalb 
einer Verwaltung und übergreifend über 
verschiedene Organisationen und Verwal-

tungsebenen hinweg“ aufzugreifen und sei 
es als Fallübung.13

Manche allgemein ausgerichtete Stu-
diengänge weisen schon heute ein „E-
Government-Modul“ auf. Dies ist sicher 
ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. Solche Module sollten im Idealfall 
interdisziplinär besetzt sein und auf E-
Government-Projektarbeit vorbereiten 
sowie die Rahmenbedingungen für E-
Government vermitteln.

Dabei haben die etablierten Hochschu-
len für die öffentliche Verwaltung einen 
großen Vorteil in der Ausgestaltung und 
Anpassung ihrer Studiengänge. Sie haben 
zumeist so viele Studierende, dass sie sich 
die Einstellung von (Verwaltungs-)Infor-
matikerinnen oder Informatikern oder 
von Personen aus der Öffentlichen Ver-
waltung mit IT-Modernisierungserfahrung 
leisten können und der Bedarf über die 
diversen Studiengänge hinweg dürfte auch 
so groß sein, dass volle Stellen entstehen 

»Ein Studium auf Hochschulniveau [...]
bedeutet, nicht nur Kenntnisse zu erwerben, 
sondern auch die zugrunde liegenden 
Strukturen zu verstehen.«

12 Lück-Schneider/Kaiser/Rätz 2015a, S. 4.

13 Lück-Schneider/Kaiser/Rätz 2015a, S. 3.

14 Vgl. z. B. Koalitionsvereinbarung 2016 – 2021, 2016, 
S. 82 sowie insbesondere S. 133f.

15 Zum Wintersemester 2015 begannen 57 
Studierende, im Wintersemester 2016 waren es 
77 und für 2017 sind 104 Studienplätze vergeben 
worden (Schmittwilken 2017).

16 Vgl. Duale Hochschule Baden-Württemberg 
Mannheim, o. A.
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können. Denn nur mit entsprechendem 
Personal wird der erforderliche Blickwin-
kel auch zu generieren sein und nur solche 
Personen werden den künftigen Beschäf-
tigten Freude an Modernisierungsprojek-
ten vermitteln können.

So wie einzelne Hochschulen mit neuen 
Studiengängen auf die neuen Anforderun-
gen im öffentlichen Sektor reagieren und 
die Studien des IT-Planungsrates zuneh-
mende Klarheit über künftige Kompeten-
zen erbracht haben, wäre zu prüfen, ob 
nicht auch die Bundesländer übergreifen-
de Vorschläge zu notwendigen neuen In-
halten für Studiengänge der allgemeinen 
Verwaltung machen könnten. Dies dürfte 
vermutlich auch Anpassungen im Kontext 
der bestehenden Laufbahnrechte erleich-
tern. Für die bestehenden Studiengänge 
sind dringend, sofern noch nicht erfolgt, 
laufbahnrechtliche Lücken zu schließen.

„Neue Studiengänge“ – vermehr-
ter Bedarf an „E-Government-
Studiengängen“

Die zunehmende Bedeutung von E-
Government wird dazu führen, dass im-
mer mehr Beschäftigte benötigt werden, 
die entsprechende Rollen übernehmen 
können14. An der Hochschule des Bundes 
werden ab 2017 die Kohorten für den Di-
plomstudiengang Verwaltungsinformatik 
zum zweiten mal deutlich erhöht15, in Ba-
den Württemberg (an der Dualen Hoch-
schule in Mannheim) ist zum Winterse-
mester 2016/17 eine neue Vertiefungsrich-
tung E-Government für den Studiengang 
Öffentliche Wirtschaft auf Bachelorniveau 
entstanden16 und im Bundesland Nieder-
sachsen (an der Hochschule in Hannover) 
beginnt ein neuer Bachelorstudiengang 
zum Wintersemester 2017. Im Masterplan 
der Freien Hansestadt Bremen ist veran-
kert, dass ein dualer Studiengang IT auf-
gebaut werden soll.17 In Berlin wurde die 
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Bedeutung des Bachelorstudiengangs Ver-
waltungsinformatik im Koalitionsvertrag 
betont. Zum Wintersemester 2017/2018 
sollen erstmals 20 Plätze mit Stipendien 
durch das Land Berlin gefördert werden.18 
Weitere Studiengänge bestehen in NRW 
(Hochschule Rhein-Waal) und in Bayern 
(in Kooperation zwischen der Hochschu-
le für den öffentlichen Dienst in Bayern, 
Fachbereich Allgemeine Innere Verwal-
tung und der Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften Hof). An der Hochschu-
le für öffentliche Verwaltung Rheinland 
Pfalz gibt es zwei auf den gehobenen 
Dienst ausgerichtete Studiengänge, bei-
de mit einer Vertiefungsrichtung Verwal-
tungsinformatik.19 An der Hochschule 
Harz liegt bereits ab 2000 ein Fokus auf 
E-Government; 2014 wurde allerdings 

der seit 2008 unter dem Namen „Verwal-
tungsmanagement/eGovernment (B.A.)“ 
angebotene, duale Studiengang am Fach-
bereich Verwaltung eingestellt.20 Demge-
genüber gibt es das 2007 eingerichtete du-
ale Angebot Informatik/E-Administration 
am Fachbereich Automatisierung und In-
formatik weiterhin. Hier ist ein deutlich 
überwiegender Informatik-Schwerpunkt 
festzustellen.21

In Meißen wurde unter Berücksichti-
gung der IT-Planungsrat-Studien ein Wei-
terbildungsstudiengang entwickelt, der 
interessierten Verwaltungsbeschäftigten 
mit einem grundständigen Hochschulab-
schluss im E-Government-Segment einen 
Masterabschluss und damit neue Karri-
ereschritte ermöglicht. Die Anmeldezah-
len sind nach Auskunft des Verantwortli-
chen22 vielversprechend. Auf die jährlich 
zur Verfügung stehenden 25 Plätze gab es 
zum ersten Durchgang mit Beginn im Sep-

17 Vgl. Die Senatorin für Finanzen/Senatskanzlei. 
Freie Hansestadt Bremen, 2016, S. 33.

18 Vgl. Hochschule für Wirtschaft und Recht, 2017 
o.A.

19 Vgl. Hochschule für öffentliche Verwaltung 
Rheinland Pfalz, o.A., S. 4.

20 Vgl. Hochschule Harz, 2017b sowie Uthe, 2017.

21 Vgl. Hochschule Harz, 2017a sowie Hochschule 
Harz, o. A., S. 1.

22 Vgl. Rätz, 2017.
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tember 2016 immerhin 60 Bewerbungen, 
für September 2017 liegen bislang 41 Be-
werbungen vor.

Vergleichbare Karrieremöglichkeiten 
sollten allerdings auch für Beschäftigte 
entwickelt werden, deren grundständiger 
Studiengang bereits einen (verwaltungs-
spezifischen) IT-Schwer punkt im Bache-
lor aufwies. Sonst dürfte die derzeit schon 
schwierige Bewerbungslage noch proble-
matischer werden.

Spezifische IT-Kompetenzen und IT-
Gestaltungskompetenzen könnten ein 
akzeptiertes Merkmal sein um die später 
mit Absolventinnen und Absolventen be-
setzten Stellen besser bewerten zu können. 
Denn die gegenwärtig vergleichsweise 

geringe Nachfrage nach MINT-Fächern 
zeigt, dass hier besondere Karriere-An-
reize gesetzt werden müssen. Dies gilt für 
den öffentlichen Sektor insbesondere.

Problematischer Personalmangel

Unabhängig von der Ausrichtung der 
Studiengänge für den öffentlichen Dienst 
dürfte insgesamt die Rekrutierung geeig-
neten Lehrpersonals eine extreme Her-
ausforderung darstellen. Die Tatsache, 
dass die Ausbildung für den öffentlichen 
Dienst im Wesentlichen Fachhochschulen 
vorbehalten ist und die einzige Univer-
sität mit vorherrschendem Verwaltungs-
schwerpunkt in Speyer kein umfassendes 
IT-Cluster hat, an dem Verwaltungsinfor-
matiker und Verwaltungsinformatikerin-
nen noch einen Master und eine Promoti-
on aufsetzen könnten, was schließlich erst 
für eine Professur befähigen würde, zeigt, 
wie schwierig die Situation ist. Gegenwär-

tig sind es eher zufällige Karrierewege, die 
auf eine Professur in Verwaltungsinfor-
matik führen. Und diese Denomination 
sichert auch nicht zwangsläufig, dass tat-
sächlich eine interdisziplinäre Ausbildung 
vorliegt. Oft stammen die Professorinnen 
und Professoren eben nicht aus dem Ver-
waltungsumfeld, teils wurden Ingenieure 
rekrutiert, weil es an Informatikerinnen 
und Informatikern mangelt. Besitzen sie 
aus ihrer Ausbildung ausschließlich Ver-
waltungshintergrund, kommen wieder-
um die IT-spezifischen strukturellen und 
technologischen Fragen zu kurz. Es wäre 
aber, und dies gerade für die allgemein 
ausgerichteten Studiengänge, von im-
menser Bedeutung, dass hier interdiszipli-
när ausgebildeter Nachwuchs entstünde. 
Dazu sind umfassende Anstrengungen in 
der Hochschul- und vor allem auch Uni-
versitätslandschaft erforderlich oder man 
müsste die derzeitigen Hemmnisse der 
internen Fachhochschulen abbauen und 
sie in diesem Segment mit einem Promo-
tionsrecht versehen. Letzteres dürfte aber 
keine isolierte Maßnahme sein, sondern 
müsste mit begleitenden Maßnahmen ver-
bunden werden, die sicherstellen müssten, 
dass hier den Universitäten vergleichbare 
Betreuungsmöglichkeiten vorzufinden wä-
ren, etwa durch Unterstützung durch län-
gerfristig vorhandenes, im Idealfall selbst 
aufgebautes wissenschaftliches Personal. 
Selbstverständliche Voraussetzung wären 
entsprechende Forschungscluster. Ohne 
eine solche Entwicklung lässt sich eine 
interdisziplinär ausgerichtete Ausbildung 
nicht gezielt entwickeln.

Ähnliche Schwierigkeiten dürfte die 
Besetzung der Lehre an den Fortbildungs-
akademien der Städte und Gemeinden so-
wie Stadtstaaten bereiten. Auch hier gilt 
es dringend, Maßnahmen zu planen, wie 
man dem begegnen kann.

»Spezifische IT-Kompetenzen und IT-
Gestaltungskompetenzen könnten ein 
akzeptiertes Merkmal sein, um Stellen 
besser bewerten zu können.«
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Zwischenzeitig mag es eine gewisse 
Hilfe darstellen, wenn Gelder für wissen-
schaftliche Projektaufträge bereitgestellt 
würden, um gemeinsam nutzbares Lehr-
material zu erstellen. So sollte die „teil-
weise problematische Lehrbuch-Litera-
turlage zu Themenfeldern des E-Govern-
ments für die ausgewiesene Zielgruppe 
[sollte] als Anlass genommen werden, 
das Schaffen einer offenen E-Learning-
Plattform und die Erstellung öffentlich zu-
gängigen Lehrmaterials zu fördern (Open 
Educational Resources). (Die derzeiti-
gen Hochschulstrukturen setzen hierfür 
eher keine bis sehr geringe Anreize.) Dies 
könnte die in großem Umfang anstehen-
de Ausbildungsoffensive und das Finden 
geeigneter Lehrkräfte hierfür unterstüt-
zen“.23 Das Thema ist damit aber nicht 
gelöst. Die Materialien unterliegen der 
Natur nach einem ausgesprochen schnel-
len Wandel.

23 Lück-Schneider/Kaiser/Rätz 2015a, S. 4.
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